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Mündlicher Bericht 

des Ausschusses für Arbeit 
(20. Ausschuß) 

über den von der Fraktion der SPD eingebrachten 
Entwurf eines Gesetzes über die Änderung von Be- 
stimmungen in dem Gesetz über Arbeitsvermittlung und 
Arbeitslosenversicherung (AVAVG) vom 16. Juli 1927 
(RGBL I S. 187) in der zur Zeit geltenden Fassung 

- Nr. 1322 der Drucksachen - 


Berichterstatter : 

Abgeordneter Becker (Pirmasens) 

Antrag des Ausschusses: 

Der Bundestag wolle beschließen, 

1 . dem Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Gesetzes über 
Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung in der an> 
liegenden Fassung zuzustimmen; 

2. a)dcn von der Fraktion der SPD eingebrachten Entwurf eines 

Gesetzes über die Änderung von Bestimmungen in dem Ge- 
setz über Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung 
(AVAVG) vom 16. Juli 1927 (RGBl. I S. 187) in der zur Zeit 
geltenden Fassung - Nr. 1322 der Drucksachen - hinsichtlich 
seiner Artikel 3 und 4; 

b) den von der Fraktion der KPD eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes zur Abänderung von Bestimmungen in dem Gesetz über 
Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung (AVAVG) vom 
16. Juli 1927 (RGBl. I S. 187) in der zur Zeit geltenden Fassung 
- Nr. 1958 der Drucksachen - hinsichtlich seines Artikels 1 Nr. 3 
durch die Beschlußfassung zu Nr. 1 für erledigt zu erklären ; 

3. Artikel 6 des in Nr. 2 a genannten Gesetzentwurfs durch das Ge- 
setz über die Erhöhung der Einkommensgrenzen in der Sozial- 
versicherung und der Arbeitslosenversicherung und zurÄnderung 
der Zwölften Verordnung zum Aufbau der Sozialversicherung 
vom 13. August 1952 (BGBl. I S. 437) für erledigt zu erklären. 

Bonn, den 30. September 1952 


Der Ausschuß für Arbeit 
Sabel Becker (Pirmasens) 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Beschlüsse des 2 0. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Gesetzes über Arbeitsvermittlung 
und Arbeitslosenversicherung 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

Artikel 1 

Das Gesetz über Arbeitsvermittlung und 
Arbeitslosenversicherung (AVAVG) vom 
16. Juli 1927 (Reichsgesetzbl. I S. 187) in der 
in den Ländern geltenden Fassung wird wie 
folgt geändert: 

1. § 74 erhält folgende Fassung: 

74 

(1) Versichcrungsfrei ist die Beschäf- 
tigung auf Grund eines schriftlichen 
Lehrvertrages von mindestens 2jähriger 
Dauer ohne Rücksicht auf die FFöhe der 
Lehrlingsvergütung. Dem schriftlichen 
Lehrvertrag steht die schriftliche An- 
zeige an die Fiandwerkskammer nadi 
§ 126 Absatz 3 der Gewerbeordnung 
in der Fassung des Gesetzes vom 30. Mai 
1908 (Reichsgesetzbl. I S. 356) gleich. Ein 
schriftlicher Lehrvertrag ist nicht Vor- 
aussetzung für die Versicherungsfreiheit 
bei Lehrlingen in staatlich anerkannten 
Lehrwerkstätten. 

(2) Das gleiche gilt für die Beschäfti- 
gung auf Grund eines schriftlichen Aus- 
bildungsvertrages von mindestens 18mo- 
natiger Dauer 


a) als Anlernling in einem anerkannten 
Anlernberuf, 

b) als Praktikant, sofern die Praktikan- 
tentätigkeit als Teil einer Berufsaus- 
bildung vorgeschrieben ist. 

(3) Die Versicherungsfreiheit erlischt 
zwölf Monate vor dem Tage, an dem die 
Beschäftigung im Sinne der Absätze 1 
und 2 Buchst, a durch Zeitablauf endet.“ 

2. Dem § 75 a in der in den Ländern mit Aus- 
nahme der ehemaligen Länder Baden und 
Württemberg-Fiohenzollern geltenden Fas- 
sung wird folgender Absatz 4 angefügt: 
„(4) Absatz 1 gilt nicht für eine Be- 
schäftigung Im Sinne des § 74.“ 

Artikel 2 

(1) Beträgt bei Inkrafttreten dieses Gesetzes 
die restliche Ausbildungsdauer weniger als 
sechsundzwanzig V^ochen, so beginnt die Ver- 
sicherungspflicht sechsundzwanzig Wochen 
vor Beendigung des Ausbildungsverhältnisses. 

(2) Für die vor dem Inkrafttreten des Ge- 
setzes liegende Zeit der Versicherungspflicht 
sind Beiträge nicht zu entrichten, soweit die 
Versicherungspflicht nicht schon vor Inkraft- 
treten des Gesetzes bestand. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am 1. November 1952 
in Kraft. 



